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Kapitel 1  

Einleitung

Die virtuelle Hauptversammlung hat einen langen Weg hinter sich gebracht. 
Schon seit den Anfängen des Internetzeitalters wird ihre Implementierung und Ge-
staltungsmöglichkeiten diskutiert.1 Doch während die Einführung virtueller Ver-
sammlungen bei anderen Gesellschaftsformen ohne Gesetzesänderungen möglich 
war und allmählich aus der Praxis der Gesellschaften erwuchs, verhinderte das 
Prinzip der Satzungsstrenge nach § 23 Abs. 5 AktG im stark formalisierten Ak-
tiengesetz eine solche organische Entwicklung. Eine Gesetzesreform war notwen-
dig, doch dafür fehlte es lange am gesetzgeberischen Willen. Über 20 Jahre ging 
der Gesetzgeber nur kleine Schritte in Richtung Digitalisierung, bis die COVID-
19-Pandemie einschlug und ihn zu einem Sprung in die Digitalisierung zwang.

Zur Pandemiebekämpfung wurden präzedenzlose, umfassende Schutzmaß-
nahmen erlassen. Für eine gewisse Zeit untersagten diese eine physische Zusam-
menkunft größerer Personenkreise. Größere Hauptversammlungen in Präsenz der 
Aktionäre und anderer Personen konnten folglich nicht mehr abgehalten werden. 
Als Alternative blieb dem Gesetzgeber nur die Ermöglichung virtueller Hauptver-
sammlungen, um die Aktiengesellschaften weiterhin funktionsfähig zu halten und 
größeren Schaden an der deutschen Wirtschaft zu verhindern. Der Bundesgesetz-
geber wurde dementsprechend tätig und reagierte mit dem GesRuaCOVBekG vom 
27. 3. 2020.2 Dieses ermöglichte vorübergehend virtuelle Hauptversammlungen und 
löste damit das dringlichste gesellschaftsrechtliche Anliegen der deutschen Aktien-
gesellschaften, KGaAs, SEs und VVaGs zu dieser Zeit.

Das GesRuaCOVBekG war als Notfallgesetzgebung aber nie dazu bestimmt, 
langfristig implementiert zu werden und war schon immer mit einem Ablaufdatum 
versehen. Da sich die virtuelle Hauptversammlung aber trotz aller widrigen Um-
stände als verhältnismäßig problemlos und effizient bewährt hat, war es ein Anlie-
gen aller Beteiligter – insbesondere der Gesellschaften selbst – das virtuelle Format 
langfristig zu bewahren. Grundlegende Bedenken gegen die virtuelle Versammlung 
konnten nach diesen Erfahrungen nicht mehr überzeugen.

	 1	Vgl. nur Claussen, AG 2001, 161; Habersack, ZHR 2001, 172; Hasselbach / ​Schumacher, 
ZGR 2000, 258; Kim, Hauptversammlung im virtuellen Raum; Zetzsche, Die virtuelle Haupt-
versammlung.
	 2	BGBl. I 2020, S. 569. Ausführlicher dazu Kapitel 3 ​C.
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Mit dem Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen3 hat der Ge-
setzgeber die virtuelle Hauptversammlung nun von einer bloßen Notregelung in 
ein dauerhaftes und neues Konzept überführt. Diese virtuelle Hauptversammlung 
ist gekommen, um zu bleiben4 und bringt in das Konzept der Hauptversammlung 
gänzlich neue Impulse mit ein. Das Gesetz umfasst aber auch Reformansätze, die 
über die bloße Übertragung der Präsenzversammlung in das virtuelle Format hin-
ausgehen und das Vorfeld der Versammlung ausbauen.

A. Begriffsverständnis

Bevor das Thema der virtuellen Hauptversammlung angegangen werden kann, 
ist vorab der Begriff der virtuellen Hauptversammlung selbst zu erläutern. Nach 
der Legaldefinition von § 118a Abs. 1 Satz 1 AktG ist eine virtuelle Hauptver-
sammlung eine Hauptversammlung, die ohne physische Präsenz der Aktionäre am 
Versammlungsort abgehalten wird. Der Versammlungsort wird damit aber nicht 
abgeschafft. Bestimmte Personen müssen weiterhin am Versammlungsort anwe-
send sein. Der Begriff ist abzugrenzen von anderen Gestaltungsvarianten, die mal 
mehr, mal weniger digitalisiert sind.

Besteht gar kein Versammlungsort und ist im Rahmen einer Hauptversammlung 
die physische Präsenz keiner Person an einem bestimmten Ort notwendig, kann dies 
als Cyber-Hauptversammlung bezeichnet werden.5 Eine Präsenzversammlung liegt 
dagegen vor, wenn die Aktionäre (einen Teil) ihre versammlungsgebundenen Aktio-
närsrechte nur in physischer Anwesenheit am Versammlungsort ausüben können.6 
Die Digitalisierung anderer Aspekte der Versammlung (etwa die Stimmabgabe, die 
Teilnahme der Aufsichtsratsmitglieder etc.) lässt diese Kategorisierung unberührt. 
Eine hybride Hauptversammlung liegt dagegen nur vor, wenn die Aktionäre ihre 
versammlungsgebundenen Rechte sowohl physisch am Versammlungsort als auch 
im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können.7

	 3	Voller Titel: Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesell-
schaften und Änderung genossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturierungsrechtlicher 
Vorschriften, BGBl. I 2022, S. 1166. Ausführlicher zur Zitierung und der Genese des Gesetzes 
in Kapitel 3. Im Folgenden werden die Gesetzgebungsmaterialen des Gesetzes mit „Virtuelle 
Hauptversammlung“ zitiert.
	 4	So nach Mutter, AG 2022, R57.
	 5	Dubovitskaya, NZG 2020, 647, 648, 653; Wunderlich, Digitalisierung der Hauptversamm-
lung, S. 26; schon nach dem NaStraG eine solche andenkend Noack, Unternehmensrecht und 
Internet, S. 13 ff.
	 6	Vgl. § 43b Abs. 1 Nr. 1 GenG. Soweit im Folgenden die virtuelle Hauptversammlung mit 
der Präsenzversammlung verglichen wird, ist in der Regel die Abgrenzung zum Geschehen am 
Versammlungsort von Interesse. Da die hybride Versammlung diesen nicht abschafft, können 
dementsprechend die meisten Vergleiche mit der Präsenzversammlung auch auf die hybride 
Versammlung übertragen werden.
	 7	Etwa FraktionsE, Virtuelle Hauptversammlung, BT-Drucks. 20/1738, S. 13; Cyglakow, Die 
virtuelle Hauptversammlung, S. 32; Noack, WM 2009, 2289; vgl. § 43b Abs. 1 Nr. 3 GenG. 
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Historisch wurden diese Begriffe indes nicht immer einheitlich verwendet. Im 
Folgenden dienen sie deshalb nur als Abgrenzung der unterschiedlichen Konzepte.8 
Das Aktienrecht definiert aktuell nur den Begriff der virtuellen Hauptversammlung 
legal. Die Begriffe der Präsenzversammlung und der hybriden Hauptversammlung 
wurden zwar in der Begründung des Gesetzes zur Einführung virtueller Haupt-
versammlungen genutzt, aber nicht in das Gesetz aufgenommen. Der Begriff der 
hybriden Versammlung hat nun aber etwa in § 32 Abs. 2 BGB für die Mitglieder-
versammlung des Vereins und in § 43b Abs. 1 GenG für die Generalversammlung 
der Genossenschaft neben dem Begriff der Präsenzversammlung Einzug in andere 
Gesetze gehalten.

B. Gegenstand der Untersuchung

Gegenstand der Untersuchung ist das Gesetz zur Einführung virtueller Haupt-
versammlungen. Dieses wird mit Blick auf die Einführung virtueller Hauptver-
sammlungen von Aktiengesellschaften umfassend untersucht. Diese Neuerungen 
umfassen aber nicht nur die Einführung der virtuellen Hauptversammlung, wie es 
der Titel des Gesetzes suggeriert. Das Gesetz enthält ferner neue Regelungen für 
den Ausbau des Vorfelds der Versammlung, die die Hauptversammlung selbst ent-
lasten sollen. Entsprechend werden auch diese ausführlich beleuchtet. Eigene Über-
legungen de lege ferenda bauen auf den Reformansätzen im Gesetz zur Einführung 
virtueller Hauptversammlungen auf und setzten diese fort. Darüber hinausgehende 
Reformvorschläge können im Rahmen dieser Arbeit nicht behandelt werden.

Die zuvor herrschende Rechtslage (inklusive der pandemischen Übergangsre-
gelungen) wird im Folgenden nur so weit erörtert, wie diese für das Verständnis 
der Lex lata relevant ist. Wie sich die Änderung der Vorschriften über die Haupt-
versammlung der Aktiengesellschaft auf die Versammlungen anderer Gesellschaf-
ten auswirkt, wird in dieser Arbeit nicht umfassend beleuchtet. Ferner müssen die 
übrigen Änderungen des Gesetzes am Genossenschaftsrecht (Art. 6 des Gesetzes)9 
und aller anderen Gesetze (Art. 7–13 des Gesetzes) außer Acht gelassen werden.10 
Die Vollversammlung als besondere Form der Hauptversammlung wird auch nicht 
gesondert behandelt.11 

	 8	Vgl. zu den unterschiedlichen Verwendungen der Begriffe etwa Cyglakow, Die virtuelle 
Hauptversammlung, S. 32 f.
	 9	Schlaglichtartig zum Genossenschaftsrecht etwa Holthaus / ​Zabel, NZG  2022, 1378; 
Schulteis, GWR 2022, 327.
	 10	Dementsprechend werden auch alle anderen inzidentellen Änderungen in Art. 7–10 des 
Gesetzes nicht behandelt.
	 11	Zur virtuellen Vollversammlung Kerlen, BB 2023, 2438.
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C. Gang der Untersuchung

Das folgende zweite Kapitel beginnt mit der Hauptversammlung als solche 
und erörtert das Konzept der Hauptversammlung in seiner historisch gewachse-
nen Grundform. Die dadurch gewonnenen Erkenntnisse über die Funktionen und 
Defizite der Präsenzversammlung sowie der Potenziale der virtuellen Hauptver-
sammlung dienen der weiteren Untersuchung als Grundlage. Das dritte Kapitel be-
handelt die Genese der virtuellen Hauptversammlung im deutschen Aktienrecht. 
Es liefert damit einen Hintergrund zum vorliegenden Untersuchungsgegenstand, 
der das vorläufige Ende dieser Entwicklung darstellt. Das vierte Kapitel widmet 
sich dem Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen und bildet den 
Kern dieser Schrift. Es beleuchtet den eigentlichen Regelungsgehalt des Gesetzes. 
Auf den Ergebnissen des vierten Kapitels aufbauend, behandelt das fünfte Kapitel 
mögliche Änderungen des Gesetzes zur Einführung virtueller Hauptversammlun-
gen. Hierbei stehen die an dieser Stelle gefassten eigenen Ideen im Mittelpunkt. 
Kapitel 6 und 7 schließen mit einer Gesamtbetrachtung und der Zusammenfassung 
des wesentlichen Ertrags in Thesenform ab.




